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 Betrifft: Europarat und Impfstoff gegen COVID-19

Am 8. Oktober 2021 erklärte die Präsidentin der Kommission, Ursula von der Leyen: „Unsere 
Verträge sind sehr klar. Das EU-Recht hat Vorrang vor nationalem Recht, einschließlich verfas-
sungsrechtlicher Bestimmungen.(1)“. Seit Ende 2019 verhandelt die Europäische Union mit dem 
Europarat über ihren Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention(2).

Am 27. Januar 2021 verabschiedete der Europarat eine Resolution zu Impfstoffen gegen COVID-
19. Die Parlamentarische Versammlung fordert die Mitgliedstaaten und die Europäische Union 
nachdrücklich auf, „dafür zu sorgen, dass die Bürgerinnen und Bürger darüber aufgeklärt sind, dass
die Impfung NICHT verpflichtend ist und niemand politisch, sozial oder anderweitig unter Druck 
gesetzt wird, sich impfen zu lassen, wenn er oder sie dies nicht möchte“, und „dafür zu sorgen, 
dass Personen, die nicht geimpft sind, weil dies aufgrund möglicher Gesundheitsrisiken nicht 
möglich ist oder die betreffende Person dies nicht möchte, nicht diskriminiert werden“(3).

1. Wie hat die Europäische Union diese Entschließung umgesetzt?

2. Steht diese Resolution im Widerspruch zur Einführung einer Impfpflicht für Beamte der 
Europäischen Union?

(1) https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_21_5163
(2) Die Förderung der Menschenrechte und die Überwachung ihrer Einhaltung in seinen 

Mitgliedsländern ist in der Tat die Haupttätigkeit des Europarates. 
https://www.coe.int/fr/web/human-rights-intergovernmental-cooperation/accession-of-the-
european-union-to-the-european-convention-on-human-rights

(3) Résolution 2361 (2021), https://pace.coe.int/fr/files/29004/html; Nummer 7.3.1. dafür zu 
sorgen, dass die Bürgerinnen und Bürger darüber aufgeklärt sind, dass die Impfung nicht 
verpflichtend ist und niemand politisch, sozial oder anderweitig unter Druck gesetzt wird, 
sich impfen zu lassen, wenn er oder sie dies nicht möchte; Nummer 7.3.2. dafür zu sorgen, 
dass Personen, die nicht geimpft sind, weil dies aufgrund möglicher Gesundheitsrisiken nicht 
möglich ist oder die betreffende Person dies nicht möchte, nicht diskriminiert werden;
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